Inklusion und Bildungspolitik
Vom 1. bis zum 3. Dezember 2011 fand in der Tagungsstätte "dbb forum Siebengebirge" das Seminar "Bildungspolitik" des VBE statt.

Als Vertreter des DLH nahm ich an diesem Seminar teil.

Gekommen waren 14 Teilnehmer/innen aus zehn Bundesländern. Geleitet wurde das Seminar von dem Kollegen Klaus Wenzel, dem Präsidenten des BLLV, also des VBE Bayern. Der Referent des Seminars war Prof. Dr. Hans Wocken. 
Sein Referat mit dem Thema "Die inklusive Schule" und die sich daran anschließende Aussprache bildeten den zentralen Teil des Seminars. (Siehe hierzu auch Hans Wocken "Das Haus der inklusiven Schule", Feldhaus, 2011.)
Prof. Wocken wandte sich in seinem Referat zunächst in eindringlicher Weise der Begründung für ein inklusives Lernen zu. Martin Buber (Reden über Erziehung) und Johann Heinrich Pestalozzi (Stanser Brief) stehen paradigmatisch für ein pädagogisches Denken, welches alle Kinder annimmt und eben nicht "(aus)-sortiert". Die Aufgabe von Erziehung ist Annahme.

Gleichberechtigt neben diesem pädagogischen Fundament der Inklusion stehen die Begründungen Friedenserziehung, Chancengerechtigkeit nach Art. 7.4 GG, Schöpfung von Begabungsreserven, die wohnortnahe Beschulung, das förderliche Entwicklungsmilieu zwischen verschiedenen Kindern und die UNO-Resolution zur Inklusion.
Im weiteren Verlauf seines Referates beschäftigte sich Prof. Wocken mit der Frage, wie die inklusive Schule gestaltet werden muss. Kerngedanke ist, dass der Vielfalt der Kinder eine Vielfalt der Lernangebote, der Methodik (e. g. think - pare - share) und der Lehrenden, besser, der Unterstützenden, gegenüber stehen muss. 
Die Beurteilung der Leistungen erfolgt demgemäß nicht mehr in einer vergleichenden Leistungsmessung, sondern in Form einer Dokumentation der individuellen Leistungsentwicklung.
Die Spannungsfelder Inklusion und gegliedertes Schulsystem sowie allgemein bildende und sonderpädagogische Schulsysteme werden von Prof. Wocken dargestellt.

Ausführlich geht Prof. Wocken zum Schluss seiner Ausführungen der Frage nach, wie unsere Schulsysteme in ein inklusives System transformiert werden kann. Es gibt keinen Weg mit einheitlicher Geschwindigkeit, denn einerseits sind Systeme nur langsam zu transformieren, andererseits gilt jedoch bereits der Elternwille, der eher zur beschleunigten Umsetzung der Inklusion drängt. Es kann also nur um ein schrittweises, pragmatisches Umsteuern gehen, allerdings mit klaren Zielsetzungen.

Eine solche Zielsetzung sollte sein, bis 2030 eine Inklusionsquote von 80% zu erreichen. Nicht alle Kinder können und sollen in einem inklusiven System lernen; besondere Fördereinrichtungen müssen bestehen bleiben, werden sich jedoch in ihrem Wesen zu inklusiven Förderzentren wandeln. Damit sind bereits zwei schulpolitische Forderungen genannt, die sich aus diesem Ansatz ableiten. 

Als weitere sind zu nennen: 

· Die Ausstattung der Schulen mit einer pauschalen, nicht am einzelnen Kind orientierten Basisressource, die inklusives Arbeiten möglich macht.

· Die sich darauf aufbauende, individuelle Ressource für körperlich oder geistig behinderte Kinder.

· Die ganztägige Betreuung.

· Eine Lehrerbildung und -fortbildung, die sich an den Erfordernissen einer inklusiven Schule ausrichtet. 
In der Aussprache über das Referat ging es nicht um die Frage, ob Inklusion eine fundamentale pädagogische Leitidee darstellt, sondern darum, wie Inklusion unter den besonderen Bedingungen des gegliederten Schulsystems in den einzelnen Bundesländern umgesetzt werden kann und welche Schwierigkeiten und Widerstände dem entgegen stehen. 
Zu diesem Zweck erstellten die Teilnehmer/innen eine Synopse zum Stand der Inklusion in den einzelnen Bundesländern. Hier traten große Unterschiede zu Tage. Der Abgleich mit einer verbindlichen Position des VBE und darauf aufbauend einer kritischen Würdigung der Bemühungen zur Umsetzung der Inklusion in den einzelnen Bundesländern ist dann der nächste Schritt, von dem sich dann ggf. Forderungen an die Schuladministration des jeweiligen Bundeslandes ableiten.
Wegweisend kann hier der Leitantrag des BLLV "Aufbrechen - Inklusion an Bayerns Schulen" vom Juni d. J. sein. (Siehe hierzu auch die Schrift "Es ist normal, verschieden zu sein" des BLLV und unter www.inklusion.bllv.de.)
Wegweisend auch deshalb, weil nur eine inklusive Schulform mit allen Kindern es ermöglichen wird, die Schulen in den Gemeinden der Flächenstaaten  zu erhalten. 
Im inneren Zusammenhang mit diesem Kernthema standen die weiteren Tagesordnungspunkte:
· Die vergleichende Betrachtung der Schulstruktur in den Bundesländern und ihre Auswirkung auf die Umsetzung der Inklusion.
· die strukturellen Veränderungen und Reformprozesse in den einzelnen Bundesländern, 

· die notwendige enge Verzahnung von vorschulischer Erziehung und inklusivem Lernen in der Schule,
· die Position des VBE zur Schule im 21. Jahrhundert und damit auch zur inklusiven Schule.

Der Themenspeicher des Seminars war mit diesen und weiteren Themen prall gefüllt. Das Spektrum reichte von bildungspolitischen Fragen wie dem Kooperationsverbot über Probleme der Schulstruktur im demographischen Wandel bis zu den Themen "Frühkindliche  Erziehung" und der (Zusammen)-arbeit in den Landesverbänden des  VBE. 

Die Fülle der anstehenden Themen, die naturgemäß im Rahmen dieses Seminars nur benannt werden konnten und der Wunsch, die weitere Implementierung der Inklusion impulsgebend im Sinne des VBE und im Vergleich der Bundesländer zu begleiten, waren der Anlass, die Fortführung dieses Seminars in einem Jahr zu planen.
Abschließend eine Bemerkung zur Metaebene:

Für unseren relativ kleinen Landesverband ist das „Andocken“ an die großen Landesverbände und der Gedankenaustausch mit ihnen fruchtbar und sehr hilfreich. Nicht immer muss dann das Rad mit begrenzten Personalressourcen neu erfunden werden.
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